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2/2 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB)
– Auszug –

Zweites Buch, Recht der Schuldverhältnisse, Abschnitt 8
Einzelne Schuldverhältnisse

§ 630c – Mitwirkung der Vertragsparteien; Informationspflichten

Weiß der Behandelnde, dass eine vollständige Übernahme der Behandlungs-(3)
kosten durch einen Dritten nicht gesichert ist oder ergeben sich nach den
Umständen hierfür hinreichende Anhaltspunkte, muss er den Patienten vor Beginn
der Behandlung über die voraussichtlichen Kosten der Behandlung in Text-
form informieren. Weitergehende Formanforderungen aus anderen Vorschriften
bleiben unberührt.

Der Information des Patienten bedarf es nicht, soweit diese ausnahmsweise(4)
aufgrund besonderer Umstände entbehrlich ist, insbesondere wenn die Behand-
lung unaufschiebbar ist oder der Patient auf die Information ausdrücklich
verzichtet hat.

§ 630e BGB – Aufklärungspflichten

Der Behandelnde ist verpflichtet, den Patienten über sämtliche für die Einwilligung(1)
wesentlichen Umstände aufzuklären. Dazu gehören insbesondere Art, Umfang,
Durchführung, zu erwartende Folgen und Risiken der Maßnahme sowie ihre
Notwendigkeit, Dringlichkeit, Eignung und Erfolgsaussichten im Hinblick auf die
Diagnose oder die Therapie. Bei der Aufklärung ist auch auf Alternativen zur
Maßnahme hinzuweisen, wenn mehrere medizinisch gleichermaßen indizierte und
übliche Methoden zu wesentlich unterschiedlichen Belastungen, Risiken oder
Heilungschancen führen können.

Die Aufklärung muss (2)

mündlich durch den Behandelnden oder durch eine Person erfolgen, die über1.
die zur Durchführung der Maßnahme notwendige Befähigung verfügt; ergän-
zend kann auch auf Unterlagen Bezug genommen werden, die der Patient
in Textform erhält, 

so rechtzeitig erfolgen, dass der Patient seine Entscheidung über die Einwilli-2.
gung wohlüberlegt treffen kann, 




